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Was tun bei Konflikten?
Mediation ist ein anerkanntes 
Verfahren für lösungsorientierte 
Konfliktbearbeitung.

Nachhaltig, fair, selbstbestimmt. 

Finden Sie den/die Mediator/in 
Ihres Vertrauens: 
www.verein-mediation-liechtenstein.li

Schwerpunkt Sitzung des Landtags im April

Kosten von 120 Millionen Franken: 
Strassenbau wäre teure Alternative
Populismus Wären neue 
Strassen für Liechtenstein 
und die Region tatsächlich 
eine adäquate Alternative zur 
S-Bahn? Nein, sagt Verkehrs-
ministerin Amann-Marxer.

VON MICHAEL BENVENUTI

Bahngleise aufrollen und statt-
dessen eine Strasse bauen: 
Schon öfters sprachen sich 
Gegner der «viel zu teuren» 

und auch «wirkungslosen» S-Bahn 
– vor allem Politiker aus dem Lager 

der Unabhängigen – für eine «As-
phaltlösung» aus. Doch würde eine 
Strassenverbindung zwischen Scha-
anwald und Schaan tatsächlich mehr 
Sinn machen als Investitionen in die 
Bahninfrastruktur? Zumindest aus 
fi nanzieller Sicht nicht, wie Verkehrs-
ministerin Marlies Amann-Marxer 
gestern mit Verweis auf den Schaaner 
Industriezubringer betonte. 
Auf Basis der Kosten für den Indus-
triezubringer würde das 8,6 Kilome-
ter lange Strassenstück Investitionen 
in Höhe von rund 120 Millionen Fran-
ken verschlingen. Ausserdem wäre 
mit jährlichen Aufwendungen von 
rund 2,7 Millionen Franken für Re-In-

vestitionen und Betriebskosten zu 
rechnen. «Die Frage der Realisierbar-
keit wäre dabei freilich aussen vor», 
hielt Amann-Marxer fest. Lander-
werb, Versiegelung der Oberflächen, 
Anschlüsse dieser Strasse an Vorarl-
berg, St. Gallen und das Landesstras-
sennetz in Liechtenstein sowie das 
Positionspapier der Unterländer Ge-
meinden aus dem Jahr 2005 – «Keine 
Strasse durch das Riet» – blieben un-
berücksichtigt, warnte die Regie-
rungsrätin.

Schon Boden erworben
Liechtenstein hat zur Realisierung 
des geplanten Doppelspurausbaus 

bereits 15 Parzellen erworben: Ent-
lang der Bahn sicherte sich das Land 
insgesamt 12 Parzellen für insgesamt  
rund 331 000 Franken, im Bereich 
der künftigen Haltestellen konnten 2 
Parzellen um 1,985 Millionen Fran-
ken und im Bereich der Niveaufrei-
machung Nendeln 1 Parzelle zum 
Preis von 617 000 Franken gekauft 
werden. 
Sollte der Boden wegen eines Schei-
terns der S-Bahn-Pläne nicht benö-
tigt werden, diene er dem Land als 
«künftige Manövriermasse», sagte 
Marlies Amann-Marxer: Schliesslich 
handle es sich bei den Parzellen um 
Finanzvermögen.

Nächster Halt Schaan. Zumindest aus fi nanzieller Sicht ist die S-Bahn dem Strassenbau vorzuziehen, wie Berechnungen der Regierung belegen. (Fotos: Zanghellini)

Postulat abgewiesen

Entwicklungshilfe: Es bleibt 
bei mündlichen Versprechen 
VADUZ Zwischen Wollen und Tun lie-
gen bekanntlich Welten. Das ist auch 
bei Liechtensteins Solidarbeitrag 
zur Internationalen Humanitären 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(IHZE) nicht anders. International 
hat sich ein Zielwert etabliert, wie 
viel ein Staat für die offizielle Ent-
wicklungszusammenarbeit (ODA) 
ausgeben soll. Dieser liegt bei 0,7 
Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens (BNE) – diesen können oder 
wollen aber nur die wenigsten Län-
der einhalten. 
Liechtenstein bildete dabei eben-
falls lange keine Ausnahme, auch 
wenn die Regierung wieder-
holt betonte, den ODA-
Prozentsatz von 0,7 Pro-
zent erreichen zu wol-
len. Kratzte das Fürs-
tentum 2011 noch 
knapp an der Marke 
(0,68 Prozent), ge-
lang es 2012 
schliesslich, den 
ODA-Wert mit 0,75 
Prozent sogar 
leicht zu übertreffen. Damit ist 
Liechtenstein eines von fünf Län-
dern, welche die Vorgabe erfüllen 
konnte. «Die Regierung setzt sich für 
ein Weiterführen dieses Engage-
ments ein», wie Aussenministerin 
Aurelia Frick in der gestrigen Land-
tagssitzung bekräftigte. Der Freien 
Liste (FL) reicht dieses «Lippenbe-
kenntnis», wie es FL-Abgeordneter 
Thomas Lageder bezeichnete, je-
doch nicht aus. In einem Postulat 
forderte die FL die Regierung daher 

auf, die ODA-Zielerreichung gesetz-
lich zu verankern, damit dieser Wert 
in Zukunft weiterhin erreicht wird. 
Obwohl die Landtagsabgeordneten 
die Wichtigkeit der IHZE betonten, 
wurde das Postulat schliesslich mit 
18 Neinstimmen abgeschmettert.

Gesetzliche Verankerung unnötig
Wohlwollende Worte kamen zwar 
von Karin Rüdisser-Quaderer (VU), 
die von dem positiven Reputations-
effekt sprach. Sinnvoll wäre es aber 
ihrer Meinung nach, den Zielwert 
über einen gewissen Zeitraum zu de-
finieren, um sich nicht zu sehr ein-

zuschränken. Diesen Vor-
schlag nahm die FL-Frakti-

on dankbar an. 
Letztlich überzeugten 
wohl aber die Voten 
von FBP-Präsident El-
fried Hasler den Land-
tag eher. Zum einen sei 
der Beitrags Liechten-

steins bereits ohne ge-
setzliche Verankerung 

überdurchschnittlich hoch. 
Zudem habe Liechtenstein den 

ODA-Prozentsatz nur erreicht, da 
das BNE insgesamt gesunken ist. 
«Das BNE weist hierzulande eine 
enorme Schwankung von Jahr zu 
Jahr aus», erklärt der Abgeordnete. 
Sein Parteikollege Alois Beck fügt 
hinzu, dass das BNE zusätzlich mit 
extremer zeitlicher Verzögerung 
vorliege. So müsste der Landtag bei 
der Budgetabstimmung für 2016 auf 
das BNE von 2012 zurückgreifen, ein 
«viel zu langer Zeitraum». (df)

Sozialmissbrauch: Freie Liste 
kündigt weiteren Vorstoss an
Interpellation Nicht ganz ohne Kritik nahm die Freie Liste die Beantwortung der 
Regierung zu ihrem Vorstoss zum Sozialbetrug im Rahmen der Steueramnestie 2011 auf. 

VON HOLGER FRANKE

Aufgrund von Selbstanzeigen im 
Rahmen der Steueramnestie 2011 
wurde bei 90 Personen festgestellt, 
dass sie zu Unrecht Prämienverbilli-
gungsbeiträge bezogen haben. Einen 
Fall gab es im Zusammenhang mit Er-
gänzungsleistungen, zudem wurden 
in fünf Fällen zu niedrig entrichtete 
AHV-Beiträge rückwirkend eingefor-
dert, im Bereich Stipendien sind in 
zwei Fällen Rückforderungen erfolgt. 
Wie die Regierung in ihrer Beantwor-
tung weiter ausführt, müsste für die 
Schadenswiedergutmachung die zu 
Unrecht bezogene staatliche Unter-
stützung für die zurückliegenden 
zehn Jahre zurückgefordert werden. 
Da aber nur für die zurückliegenden 
fünf Jahre korrigierte, rechtskräftige 
Steuerveranlagungen vorliegen wür-
den, hätten nur die zu Unrecht bezo-
genen Beiträge für die vorangehen-
den fünf Jahre berechnet werden 
können. Dieser Umstand stiess beim 
Abgeordneten Thomas Lageder 
(Freie Liste) auf Unverständnis. 

Spektakulär oder nicht?
Ein weiteres Dorn im Auge ist dem 
Abgeordneten der Freien Liste aber 
die Steueramnestie des Jahres 2014. 
«Dies dahingehend, dass bei der 
zweiten Steueramnestie im Gegen-
satz zur hier thematisierten ersten 
Steueramnestie 2011 eine Entde-
ckung von Sozialbetrug, Mehrwert-

steuerbetrug und die Herkunft von 
Geldern usw. nicht nachvollzogen 
werden kann und auch eine Interpel-
lation, wie wir sie hier vorliegend ha-
ben, verunmöglicht wird», sagte La-
geder zur Möglichkeit der pauscha-
len Abgeltung. Somit könnten Gelder 
steuerfrei in Pensionskassen geflos-
sen und somit als Steuersubstrat ver-
loren sein. «Für mich ist ein Zusam-
menhang zwischen Steueramnestie 
und Einmaleinzahlungen in die Pen-
sionskasse evident. Dazu wird die 
Fraktion der Freien Liste in Kürze ei-
ne Interpellation einreichen, die 
Licht in diese Vorgänge bringen wird. 
Wenn die kursierenden Gerüchte nur 
annähernd stimmen, dann wird die 
Beantwortung dieser Interpellation 
spektakulär werden.» Es sei bedenk-
lich, dass eine Mehrheit des Landtags 
Hand geboten hat, dass Sozialmiss-
brauch vor allem durch Vermögende 

bei der zweiten Steueramnestie nicht 
entdeckt werden könne, meinte La-
geder. Regierungsrat Mauro Pedraz-
zini wollte die Kritik an der neuerli-
chen Steueramnestie nicht kommen-
tieren, da Landtagsentscheide von 
der Regierung in der Regel nicht 
kommentiert würden. «Ich möchte 
nur anmerken, dass sich diejenigen 
Steuerpflichtigen, die sich für die 
Nacherklärung im vereinfachten Ver-
fahren entschieden haben, in der Re-
gel grundsätzlich schon eher vermö-
gender waren, weil es für sie mit ge-
wissen Nachteilen behaftet war.  
Höchstwahrscheinlich sind es nur 
sehr wenige, die auch gleichzeitig 
während der Zeit vor der Deklaration 
Sozialleistungen bezogen haben.»

«Es sind einige, aber 
es sind – nach dem, 

was wir jetzt wissen – 
weniger als letztes Mal. »

MAURO PEDRAZZINI
REGIERUNGSRAT

ANZEIGE

S-Bahn-Debatte

Splitter aus 
dem Hohen Haus
STOLZ. Liechtenstein sollte nichts 
unversucht lassen, um das Züglein 
S-Bahn wieder auf Schiene zu brin-
gen, forderte Helen Konzett Barget-
ze. Gleichzeitig appellierte die FL-
Fraktionssprecherin an den Stolz 
der Abgeordneten: «Verteidigen wir 
doch unser Land.» Österreich habe 
eine Doppelstrategie gefahren und 
Liechtenstein im Stich gelassen. Das 
müsse sich das Fürstentum nicht ge-
fallen lassen: «So springt man mit ei-
nem Land nicht um.» 

*****
PARTNERSCHAFT. Trägt Marlies 
Amann-Marxer eine Mitschuld am 
Fiasko, weil sie auf den Sinneswan-
del in Wien nicht vorbereitet war? 
«Ich muss doch nicht ständig bei Ös-
terreich nachfragen, ob die Verein-
barung noch gilt», wies die Ministe-
rin entsprechende Vorwürfe zurück. 
Unterstützung erhielt sie von VU-
Fraktionssprecher Christoph Wena-
weser, der ausgerechnet die ehema-
lige österreichische Ministerin Ursu-
la Plassnig zitierte: «Partnerschaft 
ist kein Einwegsystem.» 

*****
PENSIONIST. Hat Marlies Amann-
Marxer tatsächlich erst am 20. März 
vom Sinneswandel des österreichi-
schen Ministers Alois Stöger erfah-
ren? Der DU-Abgeordnete Pio Schur-
ti erwähnte in seinem Votum einen 
«Liechtensteiner Pensionisten», der 
bereits am 4. März einen Brief von 
Stöger aus Wien erhalten habe. «Da-
rin hat Stöger dieser Privatperson 
gesagt, was er Ihnen erst am 20. 
März gesagt haben soll», behauptete 
Schurti. Amann-Marxers Reaktion: 
Welche Art von Briefverkehr Alois 
Stöger mit einem Liechtensteiner 
Pensionisten pflege, sei ihr nicht be-
kannt. Zudem werde die Regierung 
in Vaduz Vereinbarungen und Ver-
handlungen sicher nicht via Pensio-
nist führen, betonte die Verkehrsmi-
nisterin. (mb)
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